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Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Garbe, Dr. Knabe und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Folgen des Treibhauseffektes für den Wasserhaushalt und Konsequenzen 
für die Wasserversorgung, den Hochwasser- und Küstenschutz, 
die Binnenschiffahrt, die Energieerzeugung und die Landwirtschaft 


Die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) hat sich in ihrem 
Jahresbericht 1988 (Koblenz, August 1989) mit den Auswirkungen 
des Treibhauseffektes auf den Wasserhaushalt in Mitteleuropa 
beschäftigt. 

Die Erhöhung des Kohlendioxid- Gehaltes in der Atmosphäre wird 
zu einem Ansteigen der mittleren Lufttemperatur, zu einer Ver- 
lagerung der Klimagürtel und zu einer Verschiebung der großräu- 
migen atmosphärischen Zirkulation führen. Verbunden hiermit 
sind Veränderungen im Niederschlagsgeschehen. Während für 
Südeuropa geringere und für Nordeuropa vermehrte Nieder- 
schläge prognostiziert werden, sollen sie in Mitteleuropa im jähr- 
lichen Mittel nahezu gleichbleiben. Allerdings ist laut Bericht der 
BfG mit jahreszeitlichen Umverteilungen der Niederschläge zu 
rechnen, die gemeinsam mit dem Temperaturanstieg und Anstieg 
des Meeresspiegels zu weitreichenden Konsequenzen für den 
Wasserhaushalt führen können: 

O Vermehrte Niederschläge in den Wintermonaten werden zu 
einer vermehrten Wasserführung der Flüsse führen, wodurch It. 
BfG „in den Wintermonaten mit einer Verschärfung der allge- 
meinen Hochwassergefahr" zu rechnen ist. 

O Vermehrte konvektive (wolkenbruchartige) Niederschläge in 
den Sommermonaten können vermehrt zu lokalen Hochwäs- 
sern führen. 

O Die durch den Temperaturanstieg bedingte erhöhte Verdun- 
stung wird regional zur Verminderung der Grundwasserneu- 
bildung und zu längeren Trockenzeiten im Spätsommer führen. 

O Der Anstieg der Temperaturen wird zu einem erheblichen 
Anstieg des Meeresspiegels führen. 

Die BfG konstatiert, daß diese möglichen Auswirkungen der er- 
warteten Klimaveränderungen in vielen Bereichen der Wasser- 
wirtschaft Probleme aufwerfen und Handlungsbedarf erfordern, 
nämlich im Hinblick auf die Wasser- und Energieversorgung, den 
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Hochwasserschutz, den Boden- und Gewässerschutz, die Stadt- 
entwässerung und die Schiffahrt. 

Angesicht der Kurzfristigkeit, mit der gravierende Klimaänderun- 
gen und die umrissenen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt 
eintreten können, ist es dringend erforderlich, drastische Maßnah- 
men zur Abwendung des Treibhauseffektes zu ergreifen. Darüber 
hinaus notwendig ist eine Überprüfung der wasserwirtschaft- 
lichen Verhältnisse, um dafür Sorge zu tragen, daß bestehende 
Probleme und Fehlentwicklungen durch Folgen des Treibhaus- 
effektes nicht weiter verschärft werden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Notwendige, ursachenbezogene Maßnahmen gegen den 
Treibhauseffekt 

1. Hält die Bundesregierung die vorhandenen Daten und Progno- 
sen über zu erwartende, gravierende Klimaveränderungen für 
wissenschaftlich solide? 

Hält die Bundesregierung die vorhandenen Kenntnisse für aus- 
reichend, um sie als Grundlage für ihr politisches Handeln zu 
nehmen, oder neigt sie der Auffassung von US-Präsident Bush 
zu, der die Daten für nicht ausreichend hält, um ökologische 
Erfordernisse vor ökonomische Erwägungen zu stellen? 

2. Welche Schritte wird die Bundesregierung einleiten, damit die 
CO 2 - Emissionen bis zum Jahr 2005 um 30 Prozent und bis zum 
Jahr 2050 um 80 Prozent reduziert werden, wie dies von der 
Enquete-Kommission „Klimaschutz" des Deutschen Bundes- 
tages für notwendig erachtet wird? 

a) Welche Weichenstellungen zur grundsätzlichen Verände- 
rung der Energiewirtschaft, des Verkehrssektors und des 
Produktions- und Konsumbereichs hält die Bundesregierung 
für notwendig? 

b) Welche Reduzierung der C02-Emissionen soll im Verkehrs- 
bereich bis zum Jahr 2005 bzw. 2050 erreicht werden, und 
mit Hilfe welcher Maßnahmen soll das Ziel erreicht werden? 

c) Wie groß soll die Minderung der C02-Emissionen aus der 
Energiewirtschaft bis zum Jahr 2005 bzw. 2050 sein, und 
welche Maßnahmen sind hier im einzelnen erforderlich? 

d) Welche Energieeinsparungen sind durch Veränderungen in 
der Produktion und im Konsum notwendig, und wie sollen 
sie erreicht werden? 

e) Welcher Anteil der möglichen Einsparpotentiale im Ver- 
kehrs-, Energie- und Produktionsbereich wird kompensiert 
durch das angestrebte jährliche Wachstum von etwa vier 
Prozent? 

3. Welche Reduzierung der C02-Emissionen bis zum Jahr 2005 
bzw. 2050 hält die Bundesregierung nach ihrem Kenntnisstand 
in der DDR für möglich und notwendig? 
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a) Aus welchem Grund spricht sich Bundesminister Dr. Hauss- 
mann dafür aus, die 30- bzw. BOprozentige Reduzierung der 
C02-Emissionen für die DDR und die Bundesrepublik 
Deutschland als „Mittelwert" anzustreben, und welchen An- 
teil sollen die Bundesrepublik Deutschland und die DDR 
jeweils beitragen? 

b) Aus welchem Grund spricht sich Bundesminister Dr. Töpfer 
dafür aus, sowohl in der Bundesrepublik Deutschland als 
auch in der DDR, bezogen auf die heutigen C02“Emissionen, 
eine 30- bzw. SOprozentige Reduzierung zu erreichen? 

4. Welche Schritte hält die Bundesregierung für notwendig, um 
die Emissionen von FCKW, Halonen, Lachgas und Methan - sie 
sind ebenfalls ursächlich für die Klimaveränderungen - zu 
vermindern, und bis zu welchem Zeitpunkt werden entspre- 
chende gesetzliche Regelungen getroffen? 

W'elche Weichenstellungen zur grundsätzlichen Veränderung 
der heutigen landwirtschaftlichen Praxis, der chemischen Pro- 
duktion und des Konsums hält die Bundesregierung für erfor- 
derlich? 

11. Auswirkungen des Treibhauseffektes auf die 
W asserversorgung 

Die BfG weist darauf hin, daß verminderte Grundwasserneubil- 
dung und vermehrter Wasserbedarf in den Sommermonaten zu 
einer Beeinträchtigung der Wasserversorgung führen können. Als 
Handlungsoptionen nennt die BfG vermehrten Bau von Talsper- 
ren und Trinkwasseraufbereitung aus Flüssen und Uferfiltraten. 

Im Hinblick auf die Wasserversorgung in Küstennähe schreibt die 
BfG: „Durch den erhöhten Meeresspiegel werden die Tidewellen 
weiter in das Binnenland eindringen. Die Grenze zwischen Salz- 
und Süßwasser wird sich weiter ins Landesinnere verschieben. 
Davon können auch Wasserversorgungsanlagen betroffen wer- 
den." 

1. In welchen Regionen kann es nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung vorrangig zu Verminderungen der Grundwasserneubil- 
dung kommen? 

a) In welchem Verhältnis steht die zu erwartende Verminde- 
rung zum heutigen Wasserbedarf? 

b) Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch der Wasser- 
mehrbedarf in den Sommermonaten von der BfG einge- 
schätzt wird? 

2. In welchen Regionen im norddeutschen Tiefland besteht vor- 
rangig die Gefahr einer Grundwasserversalzung und eine be- 
sondere Gefährdung der Wasserversorgung infolge der zu er- 
wartenden Verschiebung der Grenze zwischen Süß- und Salz- 
wasser ins Landesinnere? 

3. Welche Daten/Prognosen liegen der Bundesregierung vor über 
regional vorhandene oder zu erwartende Minderungen der 
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Grundwasserneubildung durch eine Abnahme der Regenwas- 
serversickerung infolge zunehmender Flächenversiegelung so- 
wie der mit dem Waldsterben und Bodenversauerung einher- 
gehenden Bodenverdichtung? 

Welche Regionen sind hier betroffen? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung der Trink- 
wasserversorgung für die nächsten ein bis zwei Generationen 
angesichts der drohenden Verknappung sowie schon heute 
vorhandener und weiter zunehmender, z. T. weiträumiger Be- 
lastungen des Grundwassers mit Nitrat, Pestiziden, chlorierten 
Kohlenwasserstoffen, zunehmender Aluminium- und Säure- 
einträge infolge des sauren Regens und der Fülle im Boden 
„zwischengelagerter" Schadstoffe? 

In welchen Regionen der Bundesrepublik Deutschland ist das 
Wasserdargebot qualitativ oder quantitativ schon heute unzu- 
reichend, und auf welche Weise wird die Wasserversorgung 
hier sichergestellt? 

5. Welche Strategie verfolgen Bund und Länder im Hinblick auf 
die 

— mengenmäßige Gefährdung der Trinkwasserversorgung, 

— die qualitative Gefährdung der Trinkwasserversorgung? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung der BfG, 
einer möglichen Verknappung des Grundwassers mit vermehr- 
tem Bau von Talsperren zu begegnen, insbesondere im Hin- 
blick auf Belange des Naturschutzes? 

a) Ist der Bundesregierung bekannt, für welche Regionen/ 
Städte die Wasserversorgung nach Auffassung der BfG im 
Fall einer Wasserverknappung über den Bau von zusätz- 
lichen Talsperren gesichert werden könnte/sollte, und 
welche Veränderungen in der Versorgungsstruktur würden 
sich ergeben? 

b) Welche Bauvorhaben für Talsperren sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den einzelnen Bundesländern derzeit in 
der Ausführung, der Planung oder in der Diskussion? 

c) Sind diese Vorhaben durch qualitative oder quantitative 
Probleme der Wasserversorgung veranlaßt? 

d) Wie sind die einzelnen Vorhaben unter Aspekten des Natur- 
und Artenschutzes zu beurteilen, und mit welchem Ergebnis 
wurden Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt? 

e) Sind die Wasserbedarfsprognosen, die den einzelnen Vor- 
haben zugrunde liegen, allgemein anerkannt oder werden 
sie, insbesondere von Umweltverbänden, kritisiert? 

Wenn ja, welche Argumente werden im einzelnen ange- 
führt? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung der BfG, 
den für die Sommermonate erwarteten Wassermehrbedarf 
durch direkte Wassergewinnung aus Flüssen oder Uferfiltraten 
zu decken? 
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a) Auf welche Regionen/Flüsse bezieht sich diese Handlungs- 
option, und wie ist die Belastungssituation dieser Flüsse? 

b) Welche Probleme für die Trinkwasseraufbereitung bzw. die 
Trinkwasserqualität können sich daraus ergeben, daß die 
Schadstoffkonzentration aufgrund der geringen Wasserfüh- 
rung gerade in den Sommermonaten deutlich über dem Jah- 
resmittel liegt? 

c) Welche Konsequenzen sind für den Schutz der Oberflächen- 
gewässer zu ziehen, und hält die Bundesregierung die vor- 
handenen Konzepte zur Reduzierung der Einleitung von 
Nährstoffen, gefährlichen Stoffen und Neutralsalzen für aus- 
reichend? 

8. a) Hält die Bundesregierung ihre bisherigen Konzepte zum 
Schutz des Grundwassers und zur Sicherung der Trinkwas- 
serversorgung auch angesichts einer möglichen Verknap- 
pung für ausreichend und sachgerecht? 

b) Welchen Stellenwert bekommen - angesichts drohender 
Wasserverknappung - Vorschriften zum sparsamen Um- 
gang mit Wasser, und hält die Bundesregierung die be- 
stehenden landes- und bundesrechtlichen Regelungen für 
ausreichend? 

Welche Veränderungen sind ggf. auf Bundes- und Landes- 
ebene geplant? 

c) Welchen Stellenwert haben Maßnahmen zur Flächenent- 
siegelung, und auf welche Weise will die Bundesregierung 
den ungebrochenden Trend zur weiteren Flächenversiege- 
lung umkehren? 

d) Welche Regelungen sind notwendig bzw. geplant, um die 
schon heute regional bestehende Konkurrenz um Grund- 
wasservorkommen zwischen Industrie und öffentlicher Was- 
serversorgung nicht zu verschärfen bzw. um sie weitest- 
gehend aufzuheben? 

e) Welches Einsparpotential beim Wasserverbrauch wird von 
Bund und Ländern kurz- bis mittelfristig für realisierbar 
gehalten? 

f) Welchen Stellenwert bekommt die Förderung einer umwelt- 
verträglichen Landwirtschaft? 

IIL Konsequenzen für den Hochwasserschutz 

Die BfG geht davon aus, daß „durch die Erhöhung der Hochwas- 
serhäufigkeit und der Hochwasser scheite! (...) Menschen und 
Güter in Siedlungen entlang der Flußläufe stärker gefährdet wer- 
den als heute". In Regionen, in denen durch die Klimaverände- 
rungen im Sommer verstärkt sommerliche Wolkenbrüche (kon- 
vektive Niederschläge) auftreten, könnten It. BfG die bestehen- 
den Stadtentwässerungssysteme und Regenüberläufe nicht aus- 
reichen. Des weiteren ist mit einer verstärkten Gewässererosion 
zu rechnen. 
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Als Handlungsoptionen nennt die BfG die Erhöhung von Däm- 
men, den Bau weiterer Rückhaltebecken, den (naturnahen) Aus- 
bau von Gewässern und die Verbesserung der Speicherfähigkeit 
der Böden im landwirtschaftlichen Bereich. 

1. Für welche Flüsse/Regionen rechnet die BfG nach Kenntnis 
der Bundesregierung vorrangig mit einer zukünftigen Er- 
höhung der Hochwasserhäufigkeit und Hochwasserscheitel 
infolge der zur erwartenden Klima Veränderungen? 

2. Für welche Flüsse/Regionen ist mit einer Verschärfung der 
Hochwassergefährdung durch eine Zunahme des oberflächi- 
gen Regenwasserabflusses infolge der mit dem Waldsterben 
einhergehenden Bodenverdichtung und abnehmenden Spei- 
cherfähigkeit der Böden sowie weiter zunehmender Flächen- 
versiegelung zu rechnen? 

3. In welchen Regionen ist die Hochwassergefährdung in beson- 
derem Maß von wasserbaulichen Maßnahmen mitverursacht? 

4. Welche Strategie verfolgen Bund und Länder zur Minimie- 
rung der Hochwassergefährdung, und welchen Stellenwert 
haben dabei 

— die Erhöhung von Dämmen, 

— der Bau von Rückhaltebecken, 

— Regenwassernutzung und dezentrale Regenwasserver- 
sickerung, 

— die Erhöhung der Speicherfähigkeit der Böden, 

— die Schaffung von Speicherräumen durch Gewässerrena- 
turierung, 

— Maßnahmen zur Flächenentsiegelung, 

— (naturnaher) Ausbau der Gewässer? 

Welchen Beitrag zur Minderung der Hochwassergefährdung 
können die genannten Maßnahmen leisten, und wie sind sie 
unter Aspekten des Naturschutzes zu bewerten? 

5. Welche gesetzlichen Regelungen sind auf Bundes- oder 
Landesebene geplant, um die Speicherfähigkeit landwirt- 
schaftlich und forstwirtschaftlich genutzter Böden zu erhöhen 
bzw. um eine weitere Abnahme der Speicherfähigkeit zu ver- 
hindern, und zu welchem Zeitpunkt sollen die geplanten 
Regelungen in Kraft treten? 

6. Welche Regelungen sind auf Bundes- und Landesebene 
geplant, um die Renaturierung ehemaliger Fluß- und Bach- 
auen zu forcieren? 

a) Welche Projekte werden in den einzelnen Bundesländern 
durchgeführt und mit Bundes- oder Landesmitteln geför- 
dert? 

b) Welches Speichervolumen kann durch Renaturierungsmaß- 
nahmen geschaffen werden? 

7. Welche Überlegungen, Planungen oder laufenden Vorhaben 
zum Bau von Regenwasserrückhaltebecken werden derzeit 
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betrieben, welches Speichervolumen wird geschaffen, wel- 
cher Finanzierungsaufwand ist erforderlich, und in welcher 
Höhe werden Zuschüsse von Bund und Ländern geleistet? 

8. Welche Überlegungen, Planungen oder laufenden Vorhaben 
bestehen in den einzelnen Bundesländern zur Erhöhung von 
Dämmen? 

a) Wie hoch sind die Kosten der einzelnen Vorhaben, und in 
welcher Höhe werden Bundes- oder Landesmittel gewährt? 

b) Wie sind die Vorhaben unter Gesichtspunkten des Natur- 
und Artenschutzes zu bewerten, und mit welchem Ergebnis 
wurden Umweltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt? 

9. Welche Bestrebungen oder konkreten Pläne zum weiteren 
Ausbau von Gewässern mit dem Ziel eines verbesserten Hoch- 
wasserabflusses bestehen in den einzelnen Bundesländern? 

Welche Kosten sind mit diesen Vorhaben verbunden, auf 
welche Weise erfolgt der Ausbau, und in welcher Höhe wer- 
den Bundes- und Landesmittel gewährt? 

10. Ist der Bundesregierung bekannt, für welche bestehenden 
Talsperren oder Regenwasserrückhaltebecken die Hochwas- 
serentlastungsanlagen nicht ausreichen könnten, um einen 
verstärkten Hochwasserabfluß schadensfrei abzuleiten? 

Für welche bestehenden Talsperren bestehen Pläne zur Er- 
weiterung der Hochwasserentlastungsanlagen? 

11. Welche Anreize oder Vorschriften zur Flächenentsiegelung 
sind auf Bundes- oder Landesebene geplant? 

12. Welche Anreize oder Vorschriften zur Regenwassernutzung 
oder dezentralen Regenwasserversickerung sind auf Bundes- 
oder Landesebene geplant? 

IV. Konsequenzen für den Küstenschutz 

Im Hinblick auf den zu erwartenden Anstieg des Meeresspiegels 
empfiehlt die BfG: „Die unmittelbar bedrohten Küstenregionen 
sind durch Erhöhung der Deiche zu schützen und Hafenanlagen 
umzubauen." 

1. Welche Prognosen liegen der Bundesregierung vor über den 
bis zum Jahr 2050 zu erwartenden Anstieg des Meeresspiegels, 
und welche dieser Prognosen nehmen Bundes- und Landes- 
regierungen zur Grundlage ihres Handelns? 

2. Welche Küstenregionen müssen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung als unmittelbar bedroht angesehen werden? 

a) Welche Häfen wären bei einem Anstieg des Meeresspiegels 
um 0,5 bis 1 m nicht mehr „funktionsfähig"? 

b) Wie würde sich ein derartiger Anstieg auf die friesischen 
Inseln, speziell die Halligen und das Wattenmeer, aus- 
wirken? 

3. Welche Informationen und Prognosen liegen der Bundesregie- 
rung über zunehmende mittlere Wellenhöhen vor, und wie 
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beurteilt sie deren Auswirkungen im Hinblick auf den Küsten- 
schutz? 

4. Welche Informationen und Prognosen liegen der Bundesregie- 
rung bezüglich der Zunahme von für den Küstenschutz gefähr- 
lichen Stürmen infolge der Klimaveränderungen vor, und 
welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung hieraus? 

5. Welche Maßnahmen zum Küstenschutz werden von Bund und 
Ländern für notwendig erachtet, und welche Vorhaben (Deich- 
erhöhungen, Eindeichungen, Vorlandarbeiten, Bau zweiter 
Deichlinien) sind zum derzeitigen Zeitpunkt in der behörden- 
internen Diskussion, der Planung oder im Bau begriffen? 

V. Konsequenzen für den Bodenschutz 

Im Bericht der BfG wird ausgeführt: „Durch verstärkte Nieder- 
schläge muß in einigen Regionen dem Bodenschutz mehr Auf- 
merksamkeit geschenkt werden, um die Bodenerosion in Grenzen 
zu halten. Durch verstärkte Feststoff- und Geschiebeführung 
(Sedimentation) können Talsperren in ihrer Funktion beeinträch- 
tigt werden. In solchen Regionen wird die Verlandung schneller 
voranschreiten. Mit verstärkter Geschiebeführung und Sedimen- 
tation ist in allen Flußläufen und auch an Bundeswasserstraßen zu 
rechnen. " 

1. Kann die Bundesregierung konkretisieren, 

a) in welchen Regionen die Böden durch Klimaveränderungen 
und aufgrund der vorhandenen Ausgangssituation beson- 
ders erosionsgefährdet sind, 

b) welche Seen für eine schnelle Verlandung disponiert sind, 

c) welche Talsperren in besonderem Maß durch verstärkte 
Geschiebefühtung in ihrer Funktionstüchtigkeit beeinträch- 
tigt wären? 

2. Welchen Beitrag verursachen die Landwirtschaft, das Wald- 
sterben, Bodenverdichtung und Bodenversauerung zur Boden- 
erosion? 

In welchen Gebieten könnte es mit großer Wahrscheinlichkeit 
zu einer Überlagerung der verschiedenen erosionsfördernden 
Faktoren kommen? 

3. Mit welchem Anstieg kontaminierten Baggerguts aus Flüssen 
und Seen ist zu rechnen, und welche „Entsorgungs" Strategien 
verfolgen Bund und Länder? 

4. Welche Strategien verfolgen Bund und Länder, um der Boden- 
erosion entgegenzuwirken, welche gesetzlichen Regelungen 
sind auf Bundes- und Landesebene geplant, und zu welchem 
Zeitpunkt sollen sie in Kraft treten? 

Werden diese Maßnahmen angesichts der Prognosen der BfG 
für ausreichend gehalten? 
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VL Konsequenzen für die Energieerzeugung 

Infolge geringerer Wasserführung in den Sommermonaten wird 
die mögliche Energieerzeugung in Laufwasserkraftwerken und - 
aufgrund nicht ausreichender Kühlwassermengen — auch in 
Wärmekraftwerken in den Sommermonaten verringert. Als Ab- 
hilfe empfiehlt die BfG zum einen eine Reduzierung der Verdun- 
stungsverluste, zum anderen - an Flüssen, die sich bereits heute 
durch einen geringen Abfluß in den Sommermonaten auszeich- 
nen — die Niedrigwasseraufhöhung durch Zuspeisung aus neu zu 
bauenden Talsperren. 

1. Stellt der Bericht der BfG für die Bundesregierung ein Argu- 
ment dar, 

— Programme zur Energieeinsparung vorzulegen, 

— die Kraft-Wärme-Kopplung vorzuschreiben, 

— ein Abwärmenutzungsgebot zu erlassen, 

— Abwärme als abgabepflichtigen Parameter ins Abwasser- 
abgabengesetz aufzunehmen, um damit den Bau von Tal- 
sperren zur Niedrigwasseraufhöhung zu vermeiden? 

2. Welche Schäden an Gewässern sind bis heute durch Abwärme- 
einleitungen verursacht worden? 

a) An welchen Flüssen/Flußabschnitten hat der Kühlwasserbe- 
darf bzw. die Abwärmeeinleitung schon heute die Grenzen 
des Vertretbaren erreicht? 

b) Um wieviel Grad sind die durchschnittlichen monatlichen 
Temperaturen von Gewässern, die von Großkraftwerken 
über 500 MW benutzt werden, angestiegen? 

c) Welche Auswirkungen haben die Abwärmeeinleitungen auf 
die Gewässerökologie? 

3. An welchen Flüssen wurden in den letzten Jahren Speicher zur 
Niedrigwasseraufhöhung gebaut, bzw. für welche Flüsse be- 
stehen derartige Planungen? 

a) Erfolgt die Niedrigwasseraufhöhung zur Kühlwassernut- 
zung? 

b) Wurde bei durchgeführten Vorhaben oder bei Planungen 
geprüft, daß es alternativ keine Möglichkeiten der Kühlwas- 
serreduzierung oder Energieeinsparung gibt? 

c) Welche konventionellen und nuklearen Kraftwerke müssen 
(zeitweise) stillgelegt werden, wenn der Wasserstand bis 

— zu 10 Prozent, 

— 10 bis 20 Prozent, 

— über 20 Prozent sinken würde? 

VIL Konsequenzen für die Landwirtschaft 

1. Welche Konsequenzen wird die jahreszeitliche Umverteilung 
der Niederschläge für die Landwirtschaft voraussichtlich 
haben? 

Für welche Kulturen sind die zu erwartenden Veränderungen 
besonders nachteilig? 
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2, In welchen Regionen wird sich die Abnahme der Grundwasser- 
neubildung und Absenkung des Grundwasserspiegels beson- 
ders nachteilig auswirken? 

3. Wie wird sich die voraussichtlich mit dem Anstieg des Meeres- 
spiegels verbundene Versalzung des Grundwassers in Küsten- 
regionen auf die Landwirtschaft auswirken? 

VIIL Konsequenzen für die Schiffahrt 

Nach dem Bericht der BfG wird die Schiffahrt in zunehmendem 
Maß sowohl durch vermehrte Zeiten mit Niedrigwasserführung 
als auch durch vermehrte und höhere Hochwasserführung beein- 
trächtigt werden. Als Gegenmaßnahmen nennt die BfG Flußbett- 
vertiefungen und weiteren Gewässerausbau. 

1. Welche Einschränkungen für den Gütertransport sind auf den 
einzelnen Bundeswasserstraßen zu erwarten? 

a) Welcher Anteil der Gütertransporte wird dadurch ggf. auf 
die Schiene oder Straße verlagert? 

b) Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, dafür zu sor- 
gen, daß die Verlagerung weitestgehend auf die Schiene 
erfolgen kann? 

2. Für welche Gewässer bestehen derzeit Pläne zum weiteren 
Ausbau? 

a) Wie sind weitere Gewässerausbauten unter dem Gesichts- 
punkt des Natur- und Landschaftsschutzes zu bewerten? 

b) Durch welche bundes- oder landesrechtlichen Regelungen 
ist sichergestellt, daß nur naturnahe Methoden zur Anwen- 
dung kommen? 

c) Plant die Bundesregierung, dafür Sorge zu tragen, daß bei 
weiteren Ausbauten der Gewässer die Schäden des früheren 
rein technischen Ausbaus gemildert werden müssen? 

d) Durch welche bundes- oder landesrechtlichen Regelungen 
ist sichergestellt, daß keine naturnahen Gewässer bzw. Ge- 
wässerabschnitte ausgebaut werden? 

Bonn, den 28. August 1990 

Frau Garbe 
Dr. Knabe 

HosSr Frau Dr, Vollmer und Fraktion 
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